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(Nr. 5470.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Januar 1860., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Kreis-Chauſſee 
von Stallupoͤnen über Milluhnen, Caſſuben und Schakummen bis zur 
Goldaper Kreisgrenze, im Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Kreis⸗ 
Chauſſee von Stallupoͤnen uͤber Milluhnen, Caffuben und Schakummen bis zur 
Goldaper Kreisgrenze genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Stallu⸗ 
pönen das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grund- 
ſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗ 


Materialien, nach Maaßgabe der fir die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 


ſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem gedachten Kreise 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 
Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden e einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewendet werden, hierdurch verleihen. Auch 


ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Be⸗ 


ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 2. Januar 1860. f 

Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 5 


Jahrgang 1860. (Nr. 5170-5171.) | 8 (Nr. 5171.) 
Ausgegeben zu Berlin den 11, Februar 1860. | 
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(Nr. 5171.) Statut für die Meliorationsgenoſſenſchaft der Norf⸗Stommler Bruͤcher. Vom 
5 16. Januar 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wo Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, N 


verordnen, nach Anhoͤrung der Betheiligten, auf Grund der $$. 56. und 57. 
des Geſetzes vom 28. Februar 1843., der Verordnung vom 9. Januar 1845. 
und des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853., was folgt: 


H. 1. 


In der circa 6800 Morgen großen Bruchflaͤche, welche zwiſchen Norf 
und Stommeln, in den Kreiſen Grevenbroich und Neuß des Regierungsbezirks 
Duͤſſeldorf, und im Kreiſe Coͤln des Regierungsbezirks Coͤln liegt, iſt in den Jahren 
1845. bis 1850. eine Entwaͤſſerung auf gemeinſchaftliche Koſten der betheilig⸗ 
ten Grundbeſitzer nach den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Austrock⸗ 
nung der Suͤmpfe ꝛe. vom 16. September 1807., ausgeführt, auch in den Jah⸗ 
ren 1856. und folgende theils durch Erweiterung und Vertiefung des Haupt⸗ 
grabens verbeſſert, theils durch Anlegung neuer Graͤben, und zwar: 


a) in dem Roſeller Bruch, 
b) in dem Hoͤnniger Bruch, 
c) in dem Stommler Gemeindebruch, 
d) in dem Ueckerather Bruch 
erganzt worden. 


Um dieſe Entwaͤſſerungsanlagen zu unterhalten und ſoweit als noͤthig 
zu verbeſſern, werden die Eigenthuͤmer der Grundſtuͤcke, welche zu den bisheri⸗ 
gen Anlagen beigetragen haben und in dem Meliorationskataſter verzeichnet ſind, 
zu einer Genoſſenſchaft mit Korporationsrecht vereinigt unter dem Namen: 


„Meliorationsgenoſſenſchaft der Norf-Stommler Bruͤcher.“ 


Die Genoſſenſchaft hat ihren Sitz in dem Wohnorte des jedesmaligen 
Vorſtehers und bei demſelben. Der Vorſteher muß feinen Wohnſitz im Land- 
gerichtsbezirke Duͤſſeldorf haben, 


H. 2. 


Der Genoſſenſchaft liegt es ob, die beſtehenden, auf gemeinſame Koſten 
hergeſtellten Entwaͤſſerungsanlagen ſtets in einem, ihrem Zwecke entſprechenden 
Zuſtande zu erhalten. 5 


Die Genoſſenſchaft kann ihre Anlagen erweitern und verbeſſern, wenn 
5 der 


aufſtellen. 


ee 
der Vorſtand dies beſchließt und die Regierung in Duͤſſeldorf den Plan und 


Beſchluß genehmigt. 


H. 3. 


Die Koften der Unterhaltung der beſtehenden Anlagen, desgleichen die 
Koſten der Erweiterung derſelben und neuer Genoſſenſchaftsanlagen (F. 2. in 
line) werden nach dem Maaßſtabe des ſchon vorhandenen Kataſters von den 
Genoſſen aufgebracht. Eine Reoiſton dieſes Kataſters kann von der Regierung 


in Duͤſſeldorf auf Antrag des Vorſtandes angeordnet werden, desgleichen auf 


Antrag einzelner Intereſſenten, welche ſich durch das bisherige Kataſter verletzt 
fuͤhlen, ſofern es nicht gelingt, deren Beſchwerde durch Verhandlung mit dem 


Vorſtande vergleichsweiſe zu beſeitigen. 


N Die Reviſion erfolgt, unter Leitung eines Regierungskommiſſars, durch 
drei von der Regierung zu Duͤſſeldorf zu ernennende Sachverſtaͤndige (Boni⸗ 
teurs), denen, wenn es auf Vermeſſungen ankommt, ein Feldmeſſer oder Ka⸗ 
taſterbeamter beizuordnen iſt. | 


Den Sachverftändigen find das vorhandene Kataſter und alle bei deſſen 
Aufſtellung gefuͤhrte Behandlungen; insbeſondere die nach dem Geſetze vom 
16. September 1807. vor dem Beginn der erſten Entwaͤſſerungsarbeiten ermit- 
telten Bodenwerthe vorzulegen, worauf dieſelben das Kataſter nach Verhaͤltniß 
des den betheiligten Grundſtuͤcken durch die Melioration gewaͤhrten Vortheils 


Nach Maaßgabe dieſes Vortheils werden die Grundſtuͤcke in dem revi⸗ 
dirten Kataſter, ebenſo wie in dem vorhandenen, in fuͤnf Klaſſen getheilt, von 
denen ein Preußiſcher Morgen 
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heranzuziehen iſt. 


Die Behufs Abſchaͤtzung der Grundſtucke und Ermittelung des Meliora⸗ 
tionswerthes angeſetzten ortlichen Termine find durch ortsuͤbliche Bekanntmachung 
zur Kenntniß der Betheiligten zu bringen, denen es freiſteht, bei dem Begange 
ſich einzufinden und der Kommiſſion ihre Bemerkungen zu machen. 


H. 4. 


Auszuͤge aus dem nach H. 3. revidirten hehen Kataſter find für die 
Grundſtuͤcke jedes Gemeindebezirks den betreffenden Eigenen 1 
und vier Wochen lang offen zu legen. Binnen derſelben Friſt kann das ganze 
Kataſter bei dem Genoſſenſchaftsvorſteher eingeſehen werden. Die Zeit der Of⸗ 


en 
(Nr. 5171.) 8“ fen⸗ 


ng iſt durch die Amtsblätter der Regierungen zu Duͤſſeldorf und Cöln, 4 
ſowie in den Gemeinden in ortsuͤblicher Weiſe mit der Aufforderung bekannt 
u machen, Reklamationen gegen das Kataſter innerhalb dieſer Friſt bei dem 
kegierungskommiſſarius anzubringen. Spater eingehende Beſchwerden werden 
nicht berückfichtigt. Die eingegangenen Reklamationen werden von dem Kom⸗ ; 
miſſarius unter Zuziehung des Beſchwerdefuͤhrers, eines Vorſtandsmitgliedes und 
der erforderlichen Sachverſtaͤndigen unterſucht. Dieſe Sachverſtaͤndigen, und 
zwar hinſichtlich der Vermeſſung ein vereideter Feldmeſſer, hinſichtlich der Bo⸗ 
nitaͤt und Einſchaͤtzung zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige, werden von der Regie⸗ 
rung in Duͤſſeldorf ernannt. Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden der 
Beſchwerdefuͤhrer und das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht; find beide Theile 
mit dem Reſultate einverſtanden, fo wird das Kataſter demgemaͤß feſtgeſtellt. j 
lu, werden die Akten der Regierung in Duͤſſeldorf zur Entſcheidung 
vorgelegt. N a ö 


a Innerhalb vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt 155 dagegen an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenhei⸗ 
ten zulaͤſſig. i 


Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten der Unterſuchung 
und Entſcheidung den Beſchwerdefuͤhrer. 


Das feſtgeſtellte Kataster wird von der Regierung in Duͤſſeldorf ausge⸗ 
fertigt und dem Vorſtande zugeſtellt. 


$. 5. 


Die vorhandenen, auf gemeinſame Koſten hergeſtellten Entwaͤſſerungs⸗ 

Anlagen und ſolche Verbeſſerungen derſelben, welche größeren Abtheilungen der 

Bruchflaͤche gemeinſam nutzen, werden von der ganzen Genoſſenſchaft unterhalten 
und ausgeführt 


Die fonft etwa noͤthigen kleinen Gräben zur Entwäfferung eines einzelnen 
oder mehrerer Grundſtuͤcke, desgleichen die etwa von den Betheiligten gewuͤnſchten 
Bewäfferungsanftalten find von den ſpeziell dabei betheiligten Grundbeſitzern 
anzulegen und zu unterhalten. 


Wo mehrere Grundbeſitzer bei einer ſolchen Anlage betheiligt ſind, da 

hat der Genoſſenſchaftsvorſtand das Recht, die Anlage zu vermitteln und die 

Ausführung noͤthigenfalls auf Koſten der Betheiligten zu veranlaſſen, nachdem 

; der Plan dazu von dem Meinifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
nach Anhoͤrung der Betheiligten feſtgeſtellt worden. 


Entſteht ein Streit daruͤber, ob gewiſſe Anlagen auf Koſten der Genoſſen⸗ 
ſchäft oder von den dabei betheiligten Gnmdbeſihern auszufuͤhren und zu unter⸗ 
halten find, fo entſcheidet daruͤber die Regierung in Düffeldorf und in weiterer 

Inſtanz der Miniſter ‚für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten mit Aus⸗ 

ſchluß des Rechtsweges. 


„ 
fenlegu 


— 


H. 6. 


„ 


H. 6. 


Ueber die von der Genoſſenſchaft zu unterhaltenden Graͤben, Daͤmme, 
Bruͤcken, Schleuſen und fonftigen Anlagen, ſowie uͤber die etwaigen Grundſtuͤcke 


der Genoſſenſchaft iſt ein Lagerbuch von dem Genoſſenſchaftsvorſteher zu führen 


und von dem Vorſtande feſtzuſtellen. Die darin vorkommenden Veraͤnderungen 
werden dem Vorſtande bei der jaͤhrlichen Rechnungsablage vorgelegt. 


TR, 


Der Genoſſenſchaft wird für die Ausführung der Plaͤne, welche zur 
Verbeſſerung der Anlagen nach gf. 2. und 5. befchloffen werden, und die Ge— 
nehmigung der Regierung reſp. des Miniſters für die landwirthſchaftlichen An 
gelegenheiten erlangen, das Recht der Expropriation verliehen. 


Kraft dieſes Rechtes iſt die Genoſſenſchaft namentlich befugt, die Abtre⸗ 


tung oder voruͤbergehende Ueberweiſung der zu neuen Graͤben und Wegen oder 
zur Unterbringung der Erde und des Schuttes bei Ausgrabungen und Bauten, 
zur Ablagerung, ſowie zur Entnahme der Baumaterialien an Sand, Lehm, 
nd und dergleichen erforderlichen Terrains gegen Entſchaͤdigung in Anſpruch 
zu nehmen. 


Die Ermittelung und Feſtſetzung der Entſchaͤdigung erfolgt beim Mangel 
der Einigung in dem für die Expropriation geſetzlich vorgeſchriebenen Verfahren. 
Die Entſcheidung daruͤber, welche Gegenstände in den einzelnen Faͤllen der 
Expropriation unterliegen, ſteht der Regierung in Duͤſſeldorf und in weiterer 
Inſtanz dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


H. 8. 


An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht der Genoſſenſchaftsvorſteher, 
welcher von dem Vorſtande gewaͤhlt wird und, ſoweit er durch dieſes Statut 
nicht beſchraͤnkt iſt, die ſelbſtſtaͤndige Leitung und Verwaltung aller Angelegen- 
heiten der Genoſſenſchaften zu beſorgen hat. 


Zu ſeinem Geſchaͤftsbereiche gehoͤren insbeſondere folgende Gegenſtaͤnde: 


1) die Zuſammenberufung des Vorſtandes und die Vertretung der Genoffen- 
ſchaft nach Außen hin, namentlich in Prozeſſen; ö 8 
2) die Ausfertigung der Beſchluͤſſe und Urkunden Namens der Genoſſen⸗ 
i ſchaft. Zum Abſchluſſe von Vertraͤgen und Vergleichen uͤber Gegen⸗ 
ſtaͤnde von funfzig Thalern und mehr bedarf es der Genehmigung des 
Vorſtandes. 5 
Vertraͤge und Vergleiche unter funfzig Thaler ſchließt der Vor⸗ 
ſteher allein ab und hat nur die Verhandlungen nachtraͤglich dem Vor⸗ 
ſtande zur Kenntnißnahme vorzulegen; 
(Nr. 5171.) ; 3) die 
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3) die ln de der Beitraͤge unter Zugrundelegung des jaͤhrlich vor 
t 


4) 


50 


Aufſtellung des Etats zu berichtigenden Meliorationskataſters, die Feſt⸗ 
ſtellung der Heberollen, die Anweiſung der Ausgaben auf die Kaſſe und 
die Beaufſichtigung der Geſchaͤftsfuͤhrung des Rendanten; 


die Aufſtellung des Etats und die Reviſion der Rechnung, welche, nach⸗ 

dem ſie vom Vorſtande begutachtet und gepruͤft worden, mit deſſen Be⸗ 

merkungen dem Landrathe zu Neuß zur Feſtſtellung reſp. Superreviſion 

vorgelegt wird; e 

die Beaufſichtigung der Grabenaufſeher, die Abhaltung der einmal 

jaͤhrlich im Monate Juli vorzunehmenden „ ſowie der 
) 


nach Bedurfniß oder der Weiſung des Landraths in Neuß vorzuneh⸗ 
menden außerordentlichen Grabenſchau mit dem Vorſtande. 


In Behinderungsfaͤllen laßt ſich der Genoſſenſchaftsvorſteher durch ein 


Mitglied des Vorſtandes vertreten, welches der letztere dazu bezeichnet. 


5 
Die Entſchaͤdigung des Genoſſenſchaftsvorſtehers für Büreau= und Reiſe⸗ 


koſten wird nach Anhörung des Vorſtandes von der Regierung in Duͤſſeldorf 
feſtgeſetzt. 


1) 
2 


3 


40 


$ 10. 
Der Vorſtand der Genoſſenſchaft beſteht aus 


dem Vorſteher als Vorſitzenden, 


einem Vertreter des Forſtfiskus, ruͤckſichtlich der im Meliorationsgebiete 
gelegenen Koͤniglichen Waldungen, 


den Buͤrgermeiſtern der zum Meliorationsgebiete gehörigen Buͤrgermeiſte⸗ 
reien, ruͤckſichtlich des darin gelegenen Gemeinde-Eigenthums, 


neun Deputirten, welche von den Beſitzern der uͤbrigen, zum Meliora⸗ 
tionsgebiete gehoͤrigen Grundſtuͤcke aus ihrer Mitte jedesmal auf drei Jahre 
le werden. Die Wahl erfolgt gemeindeweiſe, und zwar wählen die 
Genoſſenſchaftsmitglieder n 5 


der Gemeinde Norf und Roſel len 1 Deputirten, 
2 = Gingen 1 e 
= = Jerebenhensh hi 82. RE LERNEN SE 
= 2 Straberg 2, man aan. nyE. 1 : 
= 2 Gohr T 1 2 
= = Srirheime Anſteel 1 e 
. = Nettesheim- Bußheim ............ 1 
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Fuͤr 


. 
Fir jeden Deputirten wird ein Stellvertreter gewaͤhlt, welcher bei dauernder 


Verhinderung des erſteren deſſen Obliegenheiten wahrzunehmen hat. Das Mandat 


des Stellvertreters erliſcht mit dem Ablauf der Periode, fuͤr welche der Depu⸗ 


tirte gewählt worden. 


Bei der Wahl hat jeder im Meliorationsgebiete angeſeſſene Grundbeſitzer 
(Genoſſenſchaftsmitglied) Eine Stimme; wer mehr als zwanzig Morgen im 
Meliorationsgebiete beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vierzig Morgen beſitzt, drei 
Stimmen, und ſo fort fuͤr je zwanzig Morgen Eine Stimme mehr. 


Es darf jedoch Niemand mehr als zehn Stimmen in Einer Perſon 
vereinigen. f 


Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz 
in derſelben. f 


‚Minderjährige, Interdizirte und moraliſche Perſonen konnen durch ihre 
geſetzlichen Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. 
Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen im Meliora⸗ 
tionsgebiete beſitzt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechts⸗ 
kraͤftiges Erkenntniß verloren hat. 


Im Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften fuͤr Gemeindewahlen 


zu beobachten. 


H. 11. 


Der Vorſtand hat den Genoſſenſchaftsvorſteher in ſeiner Geſchaͤftsfuͤh⸗ 
rung zu unterſtuͤtzen, das Beſte der Genoſſenſchaft uͤberall wahrzunehmen und 
insbeſondere s 


1) den Vorſteher zu wählen. Die Wahl bedarf der Beſtaͤtigung der Re⸗ 
gierung in Duͤſſeldorf; 


2) den Etat ba feſtzuſtellen, die Jahresrechnung abzunehmen und, 
nachdem die Rechnung von dem Landrathe in Neuß ſuperrevidirt und die 
gezogenen Monita erledigt ſind, dem Rendanten Decharge zu ertheilen; 


3) über die Verbeſſerung und Veranderung der beſtehenden und die Aus⸗ 
führung neuer Anlagen zu beſchließen, die erforderlichen Geldmittel zu 
bewilligen und zu dem Ende die Hoͤhe der jährlichen Umlagen zu be⸗ 
ſtimmen oder die Aufnahme etwaiger Anleihen, zu deren Kontrahirung 
die Genehmigung der Regierung nachzuſuchen bleibt, zu beſchließen; 


4) die Erlaſſung der etwa erforderlich werdenden Reglements uͤber die In⸗ 
ſtandhaltung und Benutzung der Meliorationsanlagen zu berathen; 


5) die Grabenaufjeher anzustellen und deren Gehälter feſtzuſetzen. 


6), Der Grabenſchau muß jeder Deputirte in ſeinem Bezirke beiwohnen 
(Nr. 5171.) a 5 und 
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und iſt berechtigt, auch in den uͤbrigen Bezirken an der Schau Theil 
zu nehmen. 8 „5 5 


F. 12. 
Der Vorſtand verſammelt ſich alljaͤhrlich wenigſtens einmal im Monat 


Mai, um die Jahresrechnung abzunehmen, den Etat feftzuftellen und die ſonſt 
erforderlichen Befchlüffe zu faſſen. 


Außerordentliche Verſammlungen des Vorſtandes werden nach Beduͤrf⸗ 
niß von dem Genoſſenſchaftsvorſteher berufen. 


Die Einladungen zu den e muͤſſen, mit Ausnahme drin⸗ 
gender Fälle, wenigſtens acht Tage vor dem Termine erfolgen und die zu ver⸗ 
handelnden Gegenſtaͤnde ergeben. . 


Um gültige Beſchluͤſſe faſſen zu koͤnnen, muß wenigſtens die Haͤlfte der 
Mitglieder anweſend ſein. 8 d 


Eine Ausnahme findet bei der zweiten uͤber den naͤmlichen Gegenſtand 
berufenen Verſammlung ſtatt, wenn die kerſte Verſammlung wegen ungenuͤ⸗ 
gender Zahl der Anweſenden keinen Beſchluß hat faſſen koͤnnen, und dies bei 
der zweiten Einladung den Mitgliedern bekannt gemacht iſt. In einem ſolchen 
Falle kann ein guͤltiger Beſchluß gefaßt werden, wenn nur drei Mitglieder, 
einſchließlich des Vorſtehers, verſammelt ſind. In den Verſammlungen fuͤhrt 
der Vorſteher den Vorſitz und giebt bei Stimmengleichheit den Ausſchlag. 


Der Termin der jaͤhrlichen Hauptverſammlung kann durch Beſchluß des 
Vorſtandes in einen anderen Monat verlegt werden. 


Ne 108 


Die Mitglieder des Vorſtandes bekleiden ein Ehrenamt. Sie erhalten 
fiir die mit ihrer Funktion verbundenen Reiſen und Muͤhewaltungen keine Re⸗ 
muneration. Nur wenn den Deputirten vom Vorſteher die Ausfuͤhrung ſpe⸗ 
zieller Geſchaͤfte übertragen wird, welchen Auftraͤgen ſie nachzukommen verpflich⸗ 
tet ſind, haben dieſelben Anſpruch auf Erſatz ihrer baaren Auslagen. 


H. 14. 


Der Rendant der Genoſſenſchaft verwaltet die Kaſſe derſelben nach einer 
ihm von dem Vorſtande zu ertheilenden Inſtruktion. Seine Anſtellung erfolgt 
im Wege eines kuͤndbaren Vertrages durch den Vorſtand, von welchem auch. 
über die Höhe des Gehaltes und der Kaution die nöthigen Feſtſetzungen ge⸗ 
troffen werden. Die Wahl des Rendanten, die Beſtimmung der von demſelben 
zu leiſtenden Kaution und der Anſtellungsvertrag bedarf der Genehmigung der 
Regierung in Duͤſſeldorf. 5 


H. 15. 


18. 
Zur Beaufſichtigung und Beſchuͤtzung der Meliorationsanlagen ſollen 
mindeſtens zwei Grabenaufſeher vom Vorſtande auf den Vorſchlag des Vor⸗ 


ſtehers angeſtellt werden. Die Anſtellung derſelben erfolgt auf Kuͤndigung und 
unter der Beſtaͤtigung des Landraths zu Neuß. Die Grabenaufſeher werden 


= als Feld» und Buſchhuͤter vereidet; fie muͤſſen den Anweiſungen des Vorſtan⸗ 
des puͤnktlich Folge leiſten und koͤnnen von demſelben mit Verweis und Geld- 


buße bis zu Einein Thaler beſtraft werden. 
H. 16. 


Die Meliorationsgenoſſenſchaft iſt der Aufſicht des Staates unterwor— 
fen. Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe in Neuß, von der Re⸗ 
gierung in Duͤſſeldorf als Landes-Polizeibehoͤrde und von dem Miniſter fuͤr die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den 
Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 


H. 17. 


Abaͤnderungen des vorſtehenden Statuts koͤnnen nur unter landesherr⸗ 
licher Genehmigung erfolgen. ö 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. „ a ö 


Gegeben Berlin, den 16. Januar 1860. N 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Simons. Gr. v. Puͤckler. 


Jahrgang 1860. (Nr. 5171—5172.) 9 (Nr. 5172.) 
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(Nr. 5172.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Januar 1860., betreffend die Abänderung des 
Schlußſatzes des $. 43. b. des Reglements für die Feuerſozietaͤt der Oſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft vom 30. Dezember 1837., unter Beruͤckſichtigung 3 
der durch die Allerhöchften Erlaſſe vom 21. September 1848. und 6. April Y 
1858. beſtaͤtigten Zuſaͤtze zu dieſem Paragraphen, | 
| 


ES 


g 

Al Ihren Bericht vom 13. Januar d. J. will Ich an Stelle des Schluß⸗ 
ſatzes des F. 43. b. des Reglements für die Feuerſozietaͤt der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft vom 30. Dezember 1837. (Geſetz-Sammlung für 1838. S. 97. ff.), 
ſowie der durch die Orders vom 21. September 1848. und 6. April 1858. be⸗ 
ſtaͤtigten Zuſaͤtze zu dieſem Paragraphen, unter Beruͤckſichtigung des Beſchluſſes 
des 23. Generallandtags der Oſtpreußiſchen Landſchaft, folgende Beſtimmungen 
genehmigen: 


Die Anſchaffung aller Spritzen, mit Ausnahme der Handſpritzen, 
ſoll mit dreißig Prozent ihres Werthes praͤmiirt, jedoch das Maximum 
der Praͤmie auf neunzig Thaler fuͤr jede Spritze beſchraͤnkt werden. Mit 
Ausnahme der Handſpritzen ſollen an allen Spritzen, welche im Gebrauch 
zum Loͤſchen des Feuers an den bei der landſchaftlichen een 5 
verſicherten Gebaͤuden beſchaͤdigt worden ſind, die Inſtandſetzungskoſten 
erſetzt werden. — Die Entſchaͤdigungsanſpruͤche Hinſichts der Inſtand⸗ 
ſetzungskoſten muͤſſen jedoch bei Verläſt des Rechts auf Erſatz innerhalb 
dreier Monate, vom Tage des Brandſchadens an gerechnet, bei der Ge— 
E der Oſtpreußiſchen Landſchaft angemeldet 
werden. 


8 Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu publiziren und 
uͤbrigens das Weitere von Ihnen zu veranlaſſen. f 


Berlin, den 23. Januar 1860. 
Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Gr. v. Schwerin. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 5173.) 
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wu 59 = 5 
(Nr. 5173.) Bekanntmachung, betreffend die unter dem 16. Januar 1860. erfolgte Aller⸗ 
hoͤchſte Genehmigung des von der Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft Pluto zu 
Eſſen nach dem Generalverſammlungs-Protokolle vom 27. Oktober 1859. 
beſchloſſenen, in neun Artikeln zuſammengeſtellten Nachtrags zu den un— 
ter dem 14. Mai 1857. beſtaͤtigten Statuten und der danach beabſichtig⸗ 


ten Ausgabe von Prioritaͤts- Stammaktien im Betrage von 250,000 
Rthlrn. Vom 27. Januar 1860. 


S. Koͤnigliche Hoheit der Prinz⸗Regent haben, im Namen Sr. Majeſtaͤt 
des Königs, mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 16. Januar d. J. geruht, den 
von der Bergbau ⸗Aktiengeſellſchaft Pluto zu Eſſen nach dem Generalverſamm⸗ 
lungs⸗Protokolle vom 27. Oktober 1859. beſchloſſenen, in neun Artikeln zuſam⸗ 
mengeftellten Nachtrag zu den unter dem 141. Mai 1857, beftätigten Statuten 
und die danach beabſichtigte Ausgabe von Prioritaͤts-Stammaktien im Betrage 
von 250,000 Rthlrn. zu enehmigen, was hierdurch nach Vorſchrift des F. 3. 
des Geſetzes uͤber die A tiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem 
Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der Allerhöchfte Erlaß 
nebſt dem Statuten⸗Nachtrage durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung 
zu Düffeldorf bekannt gemacht werden wird. f 


Berlin, den 27. Januar 1860. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


r. 51735174) (Nr. 5174.) 


Bekanntmachung betreffend die unter dem 16. int 1 erfolgte A 
bliochſte Beſtaͤtigung des Statut⸗Nachtrags des „Vu tiengeſellſchaft 
fur Huͤttenbetrieb und Bergbau zu Duisburg. Vom 2 Januar 18600. 


S. Königliche Hoheit der Prinz⸗Regent haben, im Namen Sr. Majeſtaͤt 
des Königs, mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 16. Januar d. J. den von der 
Generalverſammlung des „Vulean“, Aktiengeſellſchaft für Huͤttenbetrieb und 
Bergbau, unter dem 18. Oktober v. 3. beſchloſſenen, in dem notariellen Akte 
von demſelben Tage enthaltenen Statut-Nachtrag zu beftätigen geruht, was hier⸗ 
durch nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 
9. November 1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wird, 
daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statut⸗Nachtrage durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht werden wird. 5 


Berlin, den 27. Januar 1860, n Be 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
i eee v. d. Heydt. FFF 


Rebigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in ber Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchbruderei 
EI (R. Decker). ze 


